
 

 
  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 4 AS 29/12 S 
 
S 31 AS 2191/11 ER (SG Frankfurt/Oder) 
 
 
 
………………………… , 
 
 
 Antragstellerin und Beschwerdeführerin,  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Barnim, 
Schicklerstraße 14-20, 16225 Eberswalde, 
 
 Antragsgegner und Beschwerdegegner.  
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. März 2012 durch den Vorsitzenden Richter  

Prof. Dr.  V o e l z k e   sowie die Richterinnen   S.  K n i c k r e h m   und   B e h r e n d   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) 

vom 17. November 2011 - S 31 AS 2191/11 ER - wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Antragstellerin begehrt im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes vom Antragsgegner 

die Gewährung eines höheren Betrages für die Erstausstattung der Wohnung. Das SG Frank-

furt (Oder) hat den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung mit Beschluss vom 

17.11.2011 abgelehnt.  

 

Die Antragstellerin hat sich am 6.3.2012 mit einem von ihr selbst verfassten Schreiben vom  

6.3.2012 mit einem "Klageantrag" an das BSG gewandt und damit gegen den Beschluss des 

SG sinngemäß Beschwerde eingelegt.  

 

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen diesen Beschluss des SG ist in entsprechender An-

wendung des § 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu ver-

werfen, weil ein Rechtsmittel, über das das BSG zu entscheiden hätte, insoweit gesetzlich nicht 

vorgesehen ist; über die Beschwerde gegen die Ablehnung des Antrags auf Erlass einer einst-

weiligen Anordnung entscheidet das LSG (§ 172 Abs 1, § 176 SGG). Deshalb kann unberück-

sichtigt bleiben, dass die Antragstellerin nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen Pro-

zessbevollmächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) vertreten ist. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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